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Zur Meinungsäußerung von Richtern

Für die Sicherung der richterlichen Unabhängigkeit ist es wichtig, 
daß die rechtsprechende Gewalt vom Vertrauen der Allgemeinheit 
getragen ist. Der Richter ist dabei zwei gegensätzlichen Anforderun­
gen ausgesetzt. Zum einen erwartet man von ihm eine lebensnahe 
Sachverhaltswürdigung und -entscheidung. Dies setzt aber voraus, 
daß der Richter „mitten im Leben steht“. Andererseits wird von 
ihm eine neutrale, objektive Einstellung erwartet, die namentlich bei 
Einnahme exponierter Haltungen gefährdet sein kann.

§ 39 DRiG gleicht diese gegensätzlichen Anforderungen aus, in­
dem er vom Richter verlangt, sich innerhalb und außerhalb seiner 
amtlichen Tätigkeit so zu verhalten, daß das Vertrauen in seine 
richterliche Unabhängigkeit nicht gefährdet wird. Der Richter soll 
also im Leben stehen. Er kann sich auch parteipolitisch betätigen und 
soll an der Willens- und Meinungsbildung des Volkes mitwirken. Das 
Deutsche Richtergesetz verlangt von ihm aber das Maß an Zurück­
haltung, das erforderlich ist, um das Vertrauen der Allgemeinheit in 
die richterliche Unabhängigkeit zu erhalten. Wieviel Zurückhaltung 
im Einzelfall geboten ist, ist eine Frage der Wertung, die nicht immer 
leicht zu beantworten ist.37 Dazu einige Beispiele:

Ein Richter hat also wie jeder Staatsbürger das Recht, seine Mei­
nung frei zu äußern. Bei der Art und Weise der Äußerung muß er 
allerdings auch berücksichtigen, welche Breitenwirkung das von ihm 
benutzte Medium hat. In einem Femsehinterview ist also im Zweifel 
größere Zurückhaltung zu üben als im persönlichen Gespräch unter 
Freunden. Ein Richter hat ebenso das Recht, sich mit Rechtsfragen 
zu befassen und sich hierzu literarisch zu äußern. Handelt es sich 
allerdings um Fragen aus Prozessen, die bei ihm anhängig sind, 
muß er behutsam Vorgehen, um nicht das Vertrauen in eine objektive 
Beurteilung der bei ihm anhängigen Verfahren zu beeinträchtigen. 
Zurückhaltung ist auch geboten, wenn sich ein Richter zu Verfahren 
äußert, mit denen andere Richter befaßt sind. Er hat zwar die Mög­
lichkeit, sich zu den dort anstehenden Rechtsfragen und zum Ergebnis 
des Verfahrens zu äußern. Er muß aber berücksichtigen, daß auch 
der dort tätige Richter Anspruch auf Achtung seiner richterlichen 
Unabhängigkeit hat, und sich Zurückhaltung auferlegen.38

Wie erwähnt kann sich der Richter (partei-)politisch betätigen. 
Dies entspricht auch dem Richterbild des Grundgesetzes. Der Richter 
muß aber prüfen, ob es dem Vertrauen in die Unabhängigkeit schadet, 
wenn er etwa engagiert ausgesprochen extreme Positionen öffentlich 
vertritt, oder ob die von ihm in Aussicht genommenen Mittel der 
politischen Auseinandersetzung amtsangemessen sind. Diese Frage 
stellte sich etwa in - kontrovers beurteilten - Fällen, in denen Richter 
unter Verwendung ihrer Amtsbezeichnung oder in Robe an Sitz­
blockaden vor Nuklearwaffendepots oder Anzeigenaktionen gegen 
die Raketenstationierung teilgenommen haben. Die Gerichte haben 
im 2. Fall durchweg eine Verletzung des Zurückhaltungsgebots an­
genommen.39 Dem dürfte im Ergebnis zuzustimmen sein. Es schadet 
der Unabhängigkeit, wenn der Richter sein Amt in der Behandlung 
streitiger politischer Fragen als zudem nicht unbedingt überzeugen­
des Argument verwendet. Meines Erachtens kann man von einem 
Richter auch erwarten, daß er nicht an Handlungen teilnimmt, deren 
rechtliche Zulässigkeit sehr zweifelhaft ist.

Im Zusammenhang mit § 39 DRiG dürften auch politische Äuße­
rungen von Richtern in Urteilen zu sehen sein.40 In einem Fall wurde 
im Zusammenhang mit einem ganz gewöhnlichen Hausfriedensbruch 
Bezug genommen auf die damals aktuelle Parteispendenaffäre. Eine 
Unterhaltssache nahm ein Amtsrichter zum Anlaß, die Ausbildungs­
politik der Bundesregierung zu kritisieren. Solches Verhalten dürfte 
mit dem Zurückhaltungsgebot nicht mehr zu vereinbaren sein. Denn 
es dient dem Vertrauen in die richterliche Unabhängigkeit nicht, wenn 
die Richter die Parteien des Prozesses, die an einer Entscheidung 
ihres Rechtsstreits interessiert sind, (grundlos) mit seinen persönli­
chen politischen Ansichten konfrontiert.

Das Zurückhaltungsgebot gilt nicht nur für Urteile, sondern auch 
für die mündliche Verhandlung. Zwar soll der Richter hier durchaus 
ein klares Wort nicht scheuen. Es wird aber meist dem Interesse der 
Unabhängigkeit eher entsprechen, wenn drastische oder gar beleidi­
gende Bemerkungen vermieden werden.

Informationen

Nach den Landtagswahlen vom 14. Oktober 1990 haben die neu gewählten 
Regierungen ihre Arbeit aufgenommen. Zu Justizministern der neuen 
Bundesländer sind ernannt worden:
Hans-Otto Bräutigam, Brandenburg 
Dr. Ulrich Born, Mecklenburg-Vorpommern 
Steffen Heitmann, Sachsen 
Walter R e m m e r s, Sachsen-Anhalt 
Dr. Hans-Joachim J e n t s c h, Thüringen
Mit Ausnahme des sächsischen Justizministers kommen die Justizminister 
aus den „Alt“-Bundesländem.

*

Die Juristische Fakultät der Universität Leipzig bietet auf der Basis 
vertraglicher Regelungen mit der Fernuniversität Hagen in der DDR 
ausgebildeten Diplomjuristen im Einzugsgebiet des Landes Sachsen die 
Möglichkeit eines zusätzlichen Studiums. In einem maximal vier Semester 
währenden Postgradualstudium können Grund- und Spezialkenntnisse des 
geltenden Rechts der Bundesrepublik erworben werden. Das Angebot 
gliedert sich in ein zwei Semester dauerndes Grundstudium (u. a. Deut­
sches Staatsrecht. Grundzüge des Strafrechts, Arbeitsrecht, Schuldrecht, 
Handelsrecht, Gesellschaftsrecht, Verwaltungsrecht, Strafprozeßrecht, Zi­
vilverfahrensrecht) und in ein ein- oder zweisemestriges Vertiefungsstu­
dium, das nach Wahl des Studierenden entweder einen privatrechtlichen, 
einen öffentlich-rechtlichen oder einen strafrechtlichen Schwerpunkt haben 
kann. Das Studium beginnt in Femstudienform nach den Prinzipien der 
Femuniversität Hagen im Frühjahr 1991 im Studienzentrum der Karl- 
Marx-Universität.

Bewerber für dieses Studium wenden sich bis spätestens Ende Dezember 
1990 unter Angabe des von ihnen gewünschten Schwerpunkts an die 
Karl-Marx-Universität Leipzig, Studienzentrum, Ferdinand-Rhode-Str. 38, 
Leipzig, 7010. Das Studienzentrum steht allen Interessenten zur persönli­
chen Rücksprache oder zur fernmündlichen Auskunft unter Tel. 31 18 38 
und 28 21 03 offen.

Perspektivisch sind auch juristische Zusatzstudien für Hochschulabsol­
venten anderer Disziplinen geplant.

*

Am 12.11.1990 hat die Stiftung Christlich-Soziale Politik e.V., Königs- 
winter/Rhein, in Berlin ein Büro (Wichertstr. 73, 0-1071 Bin.) eröffnet. 
Es bietet Arbeitnehmern in den neuen Bundesländern soziale Beratung, 
Information und Weiterbildung. Auch Betriebs- und Personalräte können 
die kostenlose Beratung dieses Büros, in dem fünf Mitarbeiter unter 
Leitung von Dr. Peter Gerull tätig sind, in Anspruch nehmen.

*

Das Marktstrukturgesetz, mit dem die Bildung, Anerkennung und För­
derung von landwirtschaftlichen Erzeugergemeinschaften und ihrer Verei­
nigungen geregelt wird, wurde nach seiner zweiten Änderung Anfang Sep­
tember 1990 jetzt neu gefaßt im Bundesgesetzblatt veröffentlicht (BGBl. 
I Nr. 46 S. 1860). Mit der jüngsten Änderung des Gesetzes wurde vor 
allem die Liste der Erzeugnisse, für die Erzeugergemeinschaften gebildet 
und anerkannt werden können, erweitert. Entsprechende DVO sind in 
Vorbereitung. Künftig ist die Aufnahme zusätzlicher Produkte in die Liste 
anstatt durch Gesetzesänderung durch VO des Bundesemährungsministers 
möglich.

*

Der Deutsche Bundestag hat Ende Oktober 1990 einen Gesetzentwurf 
über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz) verabschie­
det.

Das neue Gesetz, dem der Bundesrat noch zustimmen muß, soll die noch 
von 1937 stammende Gesetzgebung über Wasser- und Bodenverbände 
ablösen, dabei aber die bewährten Grundsätze des bisherigen Rechts er­
halten. Es regelt die inneren Verhältnisse der Wasser- und Bodenverbände, 
d. h. die Organisation und Funktionsweise der Verbände als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts. Dabei ist eine weitgehende Selbstverwaltung 
vorgesehen. Die staatliche Aufsicht über Wasser- und Bodenverbände soll 
auf eine reine Rechtsaufsicht beschränkt werden.

37 Die nachfolgenden Beispiele habe ich entnommen aus G. Schmidt-Räntsch 
in Schmidt-Räntsch, a.a.O., § 39 Rn 9 ff., und R. Schmidt-Räntsch, a.a.O., 
S. 141 ff., 150 ff., die Nachweise enthalten, auf die hier aus Platzgründen ver­
zichtet werden soll. Zur Problematik auch: Sendler, NJW 1984, S. 689 ff.; 1989, 
S. 1761 ff; Hager, NJW 1988, S. 1694.

38 DGH Celle, DRiZ 1982, S.429, bestätigt durch BVerfG, NJW 1988, S.2691.
39 BVerfG, DRiZ 1988, S.301, 302; BVerwG, NJ 1988, S. 1747 f. und 1748 ff; 

OVG Lüneburg, NJW 1986, S. 1126; DGH Celle, NJW 1990, S. 1497 = NJ 
1990, Heft 7, S. 319.

40 Nachweise bei G. Schmidt-Räntsch in: Schmidt-Räntsch, a.a.O., §39 Rn 15 f. 
und R. Schmidt-Räntsch, a.a.O., S. 150 ff.


